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Zur Beurtheilung der Frage der Bereinsgründungen 

nach dem Uereinsgeſetze vom 26. Nouember 1852, 

R. G. Bl. Ur. 253, vom Standpunkte des Staats- 

grundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staats- 
hürger 


Mit der Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 
13. Februar 1885, 3. 1863, wurde dem Joſeph S. und Genoſſen die 
angeſuchte Bewilligung zur Bildung eines Vereines unter dem Namen 
„Krankencaſſe für B. und Umgebung“ aus ſubjectiven und objectiven 
Gründen im Grunde des § 14 des Vereinsgeſetzes vom 26. November 
1852, R. G. Bl. Nr. 253, verweigert. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachten die genannten Vereinspropo⸗ 
nenten unter Berufung auf den Artikel 12 des Staatsgrundgeſetzes 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger die Beſchwerde bei dem 
k. k. Reichsgerichte ein, welches nach am 7. Juli 1885 gepflogener 
öffentlicher Verhandlung zu Recht erkannte, daß durch den beſagten 
ablehnenden Erlaß des Miniſteriums des Innern eine Verletzung des 
durch den Artikel 12 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes, Vereine zu bilden, nicht 
ſtattgefunden hat. 

Die Gründe dieſes Erkenutniſſes find nachſtehende: 

„ Joſeph L. und Genoſſen erklären ausdrücklich in der von ihnen 
beim Reichsgerichte eingebrachten Beſchwerde, daß ſie ſich durch den 
Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 13. Februar 1885, Z. 1863, 
mit welchem ihnen die angeſuchte Bewilligung zur Bildung eines 
Vereines unter dem Namen „Krankencaſſe für B. und Umgebung“ 
verweigert wurde, in dem einem jeden Staatsbürger nach den Staatsgrund⸗ 
geſetzen zuſtehenden Rechte zur Gründung von Vereinen, unter den dabei 


zu beobachtenden geſetzlich vorgeſchriebenen Bedingungen, für verletzt er— 
achten und deshalb Beſchwerde vor dem Reichsgerichte erheben. Es handelt 
ſich daher um eine Beſchwerde von Staatsbürgern wegen angeblicher Ber- 
letzung des ihnen durch den Artikel 12 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, verfaſſungsmäßig gewährleiſteten 
politiſchen Rechtes, über welche die Eutſcheidung nach Artikel 3, lit. b des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, dem 
Reichsgerichte zuſteht, wobei bemerkt wird, daß das von demſelben über 
gegenwärtige Beſchwerde zu fällende Erkenntniß zufolge der Beſtim— 
mung des § 35 des Geſetzes vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, 
nur auszuſprechen hat, ob und in welchem Umfange die Verletzung eines 
politiſchen Rechtes der Beſchwerdeführer ſtattgefunden habe. 
Uebergehend auf den meritoriſchen Theil der Beſchwerde wird 
bemerkt, daß nach Artikel 12 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Decem⸗ 
ber 1867, R. G. Bl. Nr. 142, die öſterreichiſchen Staatsbürger das 
Recht haben, Vereine zu bilden, und daß die Ausübung dieſes Rechtes 
durch beſondere Geſetze geregelt wird. Dieſe beſonderen, das Recht zur 
Bildung von Vereinen regelnden Geſetze ſind das kaiſerliche Patent vom 
26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, und das Geſetz vom 
15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134. Das durch den obcitirten 
Artikel 12 verfaſſungsmäßig gewährleiſtete Recht, Vereine zu bilden, iſt 
daher dann als verletzt anzuſehen, wenn dasſelbe durch adminiſtrative 
Verfügungen eine Einſchränkung erleidet, die durch die Beſtimmungen 
der oberwähnten, die Ausübung des Vereinsrechtes regelnden Geſetze 


nicht gerechtfertigt iſt. 


Wie aus dem vorgelegten Statutenentwurfe zu entnehmen iſt und 
von den Beſchwerdeführern auch zugegeben wird, hat der Verein, welchen 
dieſelben unter dem Namen „Krankencaſſe für B. und Umgebung“ zu 
gründen beabſichtigen, die rechtliche Natur eines wechſelſeitigen Verſiche— 
rungsvereines zur Unterſtützung in Erkrankungsfällen. Auf derartige 
Vereine findet nach $ 2 des Geſetzes vom 15. November 1867, 
R. G. Bl. Nr. 134, letzteres Geſetz keine Anwendung, ſondern die⸗ 
ſelben unterliegen den beſonderen hierauf bezüglichen Geſetzen, nämlich 
den Beſtimmungen des kaiſerlichen Patentes vom 26. November 1852, 
R. G. Bl. Nr. 253, welches im § 2, lit. hn ausdrücklich die Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten, als unter die Beſtimmungen desſelben fallend, 
anführt. 

Nach dem oben citirten § 2 iſt aber zur Errichtung von Vereinen 
für Verſicherungsanſtalten die beſondere Bewilligung der Staatsverwal⸗ 
tung erforderlich, welche nach $ 4 desſelben Patentes vom Miniſterium 
des Junern ertheilt wird und laut des nachfolgenden $ 14 nur dann 
ertheilt werden kann, wenn die dort aufgezählten Erforderniſſe vor⸗ 
handen ſind. 

Bei der heutigen Verhandlung hat nun die k. k. Regierung auf 
mehrfache, ſowohl ſubjective als objective Verhältniſſe hingewieſen, welche 
ſich in Anbetracht des diesfalls den Verwaltungsbehörden zukommenden 
freieren Ermeſſens als genügend darſtellen, die Verweigerung der an⸗ 
geſuchten Bewilligung als gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen.“ 


Die vorſtehend mitgetheilte Entſcheidung des Reichsgerichtes iſt 
inſoferne bemerkenswerth, als hiedurch für die Interpretation des 
Vereinsgeſetzes vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, in 
Beziehung auf das den Staatsbürgern das Recht, Vereine zu bilden, 
gewährleiſtende Staatsgrundgeſetz neue Geſichtspunkte eröffnet wurden. 

Das Reichsgericht hat zwar früher bereits erkannt, daß die Be⸗ 
ſtimmung des Staatsgrundgeſetzes, wornach die Staatsbürger das Recht 
haben, Vereine zu bilden, nicht nur auf das Vereinsgeſetz vom 15. No⸗ 
vember 1867, ſondern auch auf das vorerwähnte Vereinsgeſetz vom 
Jahre 1852 Anwendung zu finden habe, und zwar geſchah dies mit 
dem Erkenntniſſe vom 25. October 1873, 8. 105 ), worin u. A. 
auch ausgeſprochen wurde, daß den Verwaltungsbehörden für das Vor— 
gehen mit der Auflöſung eines nach dieſem Geſetze beſtehenden Vereines | 
aus öffentlichen Rückſichten in Bezug auf die Beurtheilung dieſer öffent- | 
lichen Rückſichten diseretionäre Gewalt eingeräumt und das Reichs— 
gericht gar nicht berufen ſei, den Beſtand und das Gewicht dieſer 
öffeutlichen Rückſichten zu überprüfen und hierüber eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung zu ſchöpfen. 

Augeſichts dieſer Geſetzesauslegung erſcheint jedoch in erſter Linie 
die Beurtheilung der Frage von Wichtigkeit und Intereſſe, wie das 
beſagte Staatsgrundgeſetz, welches von einem Rechte der Staatsbürger 
ſpricht, Vereine zu bilden, mit dem § 14 des einer freiheitlicheren 
Baſis überhaupt entbehreuden Geſetzes vom 26. November 1852 in 
Einklang zu bringen ſei, welcher Paragraph den die Bewilligung von 
Vereinen nach dieſem Geſetze ertheilenden Behörden ein ziemlich unum⸗ 
ſchränktes Ermeſſen bei einer ſolchen Ertheilung einräumt. | 

Diefe Frage hat nun das Reichsgericht in feinem vorſtehend 
wiedergegebenen Erkenntniſſe beantwortet und ausgeſprochen, daß den 
Verwaltungsbehörden nach dem beſagten $ 14 allerdings ein ziemlich 
freies Ermeſſen bei Beurtheilung der die Baſis zur Verweigerung der 
Bewilligung einer Vereinserrichtung bildenden ſubjectiven und objectiven 
Verhältniſſe eingeräumt iſt, daß dieſes Ermeſſen jedoch nicht etwa 
einem Belieben, die Bewilligung zu ertheilen oder nicht, gleichkommt, 
ſondern durch die im Beſchwerdefalle von der Beſchwerdeinſtanz hin— 
ſichtlich ihrer Erfüllung zu überprüfende Bedingung beſchränkt iſt, daß 
die erhobenen Verhältniſſe den im beſagten Paragraphen diesſalls ent- 
haltenen Vorausſetzungen im Weſentlichen entſprechen müſſen, 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bei der Löſung der Frage, wie und ob ein öffentlicher Weg zu 
erhalten ſei, kommen Privatrechte nicht in Betracht. Die Ent⸗ 
ſcheidung hierüber hat unter Würdigung der Intereſſen der 
Betheiligten nach den Grundſatzen des öffentlichen Rechtes zu 
erfolgen. — Fällt nach den betreffenden Ortes geltenden Geſetzen 
eine derartige Angelegenheit in den Bereich der Wegepolizei, ſo 
entzieht ſich die Durchführung derſelben der Ingerenz der Gerichte. 
(Fus, Al. 2 J. N. 

Mittelſt des unterm 9. Februar 1870 zwiſchen dem k. k. Aerar 
einerſeits und der Stadtgemeinde Salzburg andererſeits geſchloſſenen, am 
16. April 1870, 3. 9675, ſeitens des k. k. Finanzminiſteriums 
genehmigten Kauſvertrages wurde, nebſt mehreren anderen bisher dem 
k. k. Aerar gehörig geweſenen Realitäten, der Stadtgemeinde Salzburg 
sub Punkt I, 3. 4 auch das ärariſche Blockhaus am Kapuzinerberg 
Nr. 430 Kataſtralparcelle, Nr. 1077 Bauarea, nebſt der vom Blod- 
hauſe bis zum Kloſter führenden Area, worauf der bereits im Jahre 
1848 an das k. k. Militärärar extradirte und letzterem allein zur Er⸗ 
haltung zugewieſene, über die im Jahre 1860 erfolgte Auflaſſung der 
Befeſtigungswerke am Kapuzinerberge an das k. k. Hauptſteueramt 
Salzburg als Adminiſtrativbehörde der civilärariſchen Gebäude vom 
Jahre 1862 angefangen zur Verwaltung übergebene gedeckte Gang 
(Fortſetzung der Kapuzinerſtiege) ruht, Bauparcelle Nr. 1078 per 
75 [km., verkauft. Die Stadtgemeinde Salzburg übernahm laut 
Punkt III, 3. 2 des Kaufvertrages die Verpflichtung, den erwähnten 
gedeckten Gaug in Stand zu halten und die diesfälligen Koſten, mögen 
dieſelben für Ausbeſſerungs⸗ oder Reconſtructionsbauten an dieſem Objecte 
erwachſen ſein, zu beſtreiten. Als Gegenleiſtung für dieſe Verpflichtungen 
nahm die Stadtgemeinde, welche ſich jedoch vorbehielt, bei Inſtand⸗ 


) Siehe Hye'ſche Sammlung der Reichsgerichtserkenntniſſe Band I, 
Nr. 49, Seite 207. 


haltung der erkauften Objecte darunter des beſagten gedeckten 
Gauges zweckdienliche Umgeſtaltungen unter ihrer eigenen Haftung 
gegenüber Dritten vorzunehmen, von dem k. k. Aerar einen Capitals⸗ 
betrag von 45.200 fl. in der Weiſe in Empfang, daß dieſer Betrag 
vom Geſammtkauſſchillinge ſofort in Abzug gebracht worden tft. Auf 
Grund des bezogenen Kaufvertrages wurde mit dem Beſcheide des k. k. 
Landesgerichtes Salzburg vom 25. Auguſt 1870, 3. 7090, für die 
beiden vorbezeichneten Bauparcellen und die Wieſenparcellen 848 1 und 
848 2 im Grundbuche der Kataſtralgemeinde Stadt Salzburg die 
Einlage Nr. 460 eröffnet und hiebei das Eigenthumsrecht der Stadt— 
gemeinde Salzburg unter gleichzeitiger Eintragung der bezüglich der 
Inſtandhaltung dieſer Objecte übernommenen Verpflichtungen einverleibt. 
Da nun die Stadtgemeinde Salzburg die ihr feit Februar 1870 ob— 
liegenden Reparaturen des gedachten Ganges nicht vornehmen ließ und 
derſelbe ſich dermalen in einem ſo ſchlechten Zuſtande befindet, daß er 
polizeibehördlich geſchloſſen werden mußte, ſtellte die k. k. Finanzprocu- 
ratur in Vertretung des k. k. Aerars wider die Stadtgemeinde Salz⸗ 
burg mit Klage de peaes. 22. November 1883, 3. 5413, beim k. k. 
Landesgerichte in Salzburg das Begehren um Erkenntniß: Die „Geklagte 
ſei ſchuldig, den in der Verlängerung der von der Steingaſſe zur Kapu— 
zinerkirche auf den Kapuzinerberg zu Salzburg führenden ſogenannten 
Kapuzinerſtiege liegenden gedeckten Gang vom Blockhauſe bis zum Gange 
der Kapuzinerkirche für immerwährende Zeiten auf ihre alleinigen Koſten 
in Stand zu halten, und daher bei ſonſtiger Execution innerhalb einer 
verhältnißmäßig feſtzuſetzenden Friſt die Reparatur dieſes gedeckten 
Ganges auf ihre Koſten vornehmen zu laſſen, ſowie dem k. k. Aerar 
die Gerichtskoſten zu erſetzen“. — Das erſte Gericht wies die Finanz 
procuratur in Vertretung des Aerars mit ihrem Klagebegehren ab. — Auf 
Appellation der Klägerin änderte das Oberlandesgericht das erſtrichter 
liche Urtheil auf Stattgebung des Klagebegehrens ab. 

Der oberſte Gerichtshof gab jedoch mit Entſcheidung vom 28. April 
1885, 3. 4708, der ordentlichen Reviſiousbeſchwerde der Geklagten 
ſtatt und ſtellte in Abänderung der angefochtenen Entſcheidung das 
erſtrichterliche Urtheil mit der Berichtigung, daß die Klage wegen Un— 
zuſtäudigkeit der Gerichte zurückgewieſen wird, wieder her. Die oberſt— 
gerichtliche Entſcheidung beruht auf folgenden Gründen: Deu 
Gegenſtand dieſes Streites bildet nicht die Erfüllung der vertrags— 
mäßigen Zuſicherungen, durch welche die geklagte Gemeinde es auf ſich 
genommen hat, das Aerar für immer in Auſehung derjenigen Ver⸗ 
pflichtungen zu eutlaſten, welche dieſem zum Zwecke der Erhaltung des 
hier in Frage kommenden Weges oblagen. Es wird in der Klage ein 
Ausſpruch über die zur Erhaltung dieſes Weges zu treffenden Vor— 
kehrungen verlangt. Zu einem ſolchen Ausſpruche könnten die Gerichte 
aber nur dann als zuſtändig angeſehen werden, wenn es ſich um einen 
Privatweg handeln würde. Keinem Zweifel kann es aber unterliegen, 
daß bei der Löſung der Frage, wie und ob ein öffentlicher Weg zu 
erhalten ſei, Privatrechte nicht in Betracht kommen, daß die Entſcheidung 
hierüber unter Würdigung der Intereſſen der Betheiligten nach den 
Grundſätzen des öffentlichen Rechtes zu erfolgen hat, und daß eine der— 


artige, nach §8 30, 3. 3 des Gemeindeſtatutes für Salzburg vom 


8. December 1869, L. G. Bl. Nr. 41, ſowie nach SS 3, 16, 53 bis 
58 des Straßengeſetzes für Salzburg vom 14. Jänner 1873, L. G. Bl. 
Nr. 5, in den Bereich der Wegepolizei fallende Angelegenheit ſich der 
Ingerenz der Gerichte entzieht. Bei der nach § 52, 3. 3 des Straßen- 
geſetzes für Salzburg vom 14. Jänner 1873, L. G. Bl. Nr. 5, 
unzweifelhaft in den Bereich der richterlichen Competenz fallenden Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob der die Veranlaſſung des Streites bildende Weg 
einen Gegenſtand des Eigenthumsrechtes bilde, oder ob er ein öffent- 
liches, der Verwaltung der Gemeinde unterliegendes Gut ſei, kann die 
Thatſache, daß dieſer Weg bis zu der in jüngſter Zeit aus polizeilichen 
Gründen erfolgten Abſperrung desſelben von Jedermann benützt werden 
konnte, für ſich allein nicht als entſcheidend angeſehen werden. Es 
handelt ſich vielmehr darum, ſeſtzuſtellen, ob der fragliche Weg dem 
Gemeingebrauche ausſchließlich gewidmet iſt, oder ob Jemandem eine 
privatrechtliche Befugniß, dieſen Gemeingebrauch einzuſchränken oder aus⸗ 
zuſchließen, zuſteht. Nach dem Inhalte des vorliegenden Kaufvertrages 
vom 9. Februar 1870 kann daran wohl nicht gezweifelt werden, daß 
dem Aerar eine derartige Befugniß weder jetzt zuſteht, noch auch zur 
Zeit des Abſchluſſes dieſes Vertrages zuſtand. Die geklagte Gemeinde, 
welche in Beziehung auf dieſen Weg an die Stelle des Aerars trat, 
konnte eine derartige, nicht beſtehende Befugniß vom Aerar nicht über⸗ 


nehmen. In der vorliegenden Klage liegt jedenfalls der ſprechendſte 
Beweis dafür, daß die Staatsverwaltung der geklagten Gemeinde den 
Beſtand einer ſolchen Befugniß nicht zuerkenne. Für die Annahme end— 
lich, daß eine derartige Befugniß vielleicht einem Dritten zukomme, 
deſſen Intereſſen durch dieſen Weg berührt werden, fehlt es an jedem 
Anhaltspunkte. Die weſentlichſte Vorausſetzung der privatrechtlichen 
Eigenſchaft dieſes Weges iſt daher von Seite des klagenden Aerars 
nicht dargethan worden. Aus den der Klage beigelegten Urkunden er— 
hellt übrigens, daß die Staatsverwaltung dieſen Weg zu jeder Zeit 
als einen öffentlichen, dem Gemeingebrauche gewidmeten behandelt habe. 
Dies ergibt ſich zunächſt aus der im Protokolle vom 2. Jänuer 1851 
enthaltenen Darlegung der ſeit 1793 eingeführten Regulirung der 
Beitragspflicht zur Erhaltung dieſes Weges und der mit demſelben zu: 
ſammenhängenden Stiege. In dem Antrage der k. k. Geniedirection 


Communicationsmittel bezeichnet, welches nach der im Vorworte ent— 
haltenen zweiten Bemerkung ſeiner „Eigenſchaft und Beſtimmung nach 
zu Eommunalzwecken“ gehört. Die Finanzverwaltung hat in ihrem 
Operate vom 22. Auguſt 1861 die Uebernahme dieſes Weges, deſſen 
im Zuſammenhange mit der Uebernahme der Verpflichtung, einen Theil 
der Koſten für die Erhaltung der in den Weg ausmündenden Stiege 
zu tragen, gedacht wird, nicht als Erwerb eines Rechtes, ſondern als 
die Aufbürdung einer, den Beſtand einer Erhaltungspflicht vorausſetzenden 
Laſt dargeſtellt. und in der Ausſicht, dieſe Laſt nebſt mehreren gleich- 
artigen Laſten auf die Gemeinde zu überwälzeu, eine Begründung für 
den Vorſchlag gefunden, die von der Militärverwaltung übernommenen 
ertragsfähigen Objecte der Stadt Salzburg als Eutgelt für die einzu⸗ 
gehende Verpflichtung zur Erhaltung der Wege 
zu übergeben. Demgemäß iſt auch, wie ſich aus dem Erlaſſe des k. k. 
Finanzminiſteriums vom 21. Juli 1869, 3. 9729, und aus der Nach— 
weiſung der k. k. Finanzdirection vom 10. November 1869 ergibt, der 
hier in Frage kommende Weg nicht bei der Ermittlung des von der 
geklagten Gemeinde zu entrichtenden Kaufpreiſes, ſondern der Feſtſtellung 
der zu Gunſten der Gemeinde vom Preiſe abzuziehenden Vergütung in 


Anſchlag gebracht n Für dieſes 
ſchlag gebracht worden. Für dieſes Vorgehen der Staatsverwaltung umriſſe annehmen. Es beſteht aus fünfzehn Elementen, deren jedes aus je 


würde es jedenfalls an einer Erklärung fehlen, wenn der fragliche 
Weg nicht als ein ſolcher erkannt worden wäre, der im öffentlichen 
Intereſſe erhalten werden müſſe. Eine gegen die öffentlich rechtliche 


Natur ſprechende Folgerung läßt ſich auch aus der von Seite des 


Aerars vorgebrachten Annahme nicht ableiten, daß der Weg theils zu 
fortificatoriſchen Zwecken, theils zur Förderung des Beſuches der Kapu— 
zinerkirche angelegt worden ſei; denn beide dieſe Ziele liegen außerhalb 
des vom Privatrechte beherrſchten Gebietes. Bei dieſer Sachlage muß 
es als rechtsirrthümlich bezeichnet werden, daß der hier in Frage 
kommende Weg in dem Vertrage vom 9. Februar 1870 als ein 
Gegenſtand des Eigenſhumsrechtes und als ein Object grundbücherlicher 
Eintragungen behandelt worden iſt. Durch den Vollzug der von der 
Staatsverwaltung zur Bedingung gemachten grundbücherlichen Amtshand⸗ 
lungen, deren Wirkung nur nach Maßgabe des Geſetzes zu beurtheilen 


it, konnte die öffentlicherechtliche Eigenſchaft des Weges nicht geändert 


werden. Dem Umſtande, daß die betreffende Wegparcelle im Grund⸗ 
buche angeführt erſcheint, läßt ſich demnach ein Einfluß auf die Beur⸗ 
theilung der Competenzfrage um ſo weniger einräumen, als hier die 
Rechte Dritter, welche etwa bei einer im Vertrauen auf das öffentliche 
Buch vorgenommenen Rechtshandlung hätten irregeſührt werden können, 
gar nicht in Betracht kommen. Ebenſo belanglos iſt die bücherliche Ein⸗ 
tragung, durch welche der Grundbuchskörper, als deſſen Beſtandtheil die 
fragliche Wegparcelle angeführt wird, belaſtet erſcheint. Dieſe von 
der Staatsverwaltung geforderte Eintragung, welche weder den Berech⸗ 
tigten benennt, noch das belaſtende Recht bezeichnet und deren Inhalt 
mit der Begriffsbeſtimmung der vom allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche anerkannten dinglichen Rechte nicht in Einklang zu bringen iſt, 
vermag nichts daran zu ändern, daß die vertragsmäßige Verpflichtung 
der geklagten Gemeinde ſich darauf beſchränkt, Laſten, die dem Aerar 
dagen. zu übernehmen. Da die Gemeinde in Folge deſſen nicht an 
as Aerar, ſondern anſtatt des Aerars zu leiſten hat, ſo könnte ein 
vermögensrechtlicher Anſpruch für das Aerar nur dann entſtehen, wenn 
ieſer wegen der Säumniß der Gemeinde zu einer Leiſtung heran⸗ 
gezogen würde. Die hier zu würdigenden Leiſtungen der Gemeinde ſind 
offentlichen Zwecken zu dienen beſtimmt. Einen Einfluß auf die Er⸗ 
füllung dieſer Leiſtungen kann demnach nicht das Aerar als Träger von 


und ähnlicher Objecte | 


Vermögensrechten, wohl aber die Staatsverwaltung als Bewahrer des 
öffentlichen Intereſſes üben. Dieſer Einfluß fällt in den Bereich des 
öffentlichen Rechtes, it im Straßengeſetze geregelt und wird unabhängig 
von dem als Grundlage der Klage bezeichneten Kaufvertrage, ſowie von 
der in dieſem Vertrage geſorderten bücherlichen Eintragung geltend zu 
machen ſein. In eine meritoriſche Entſcheidung über den in der Klage 
erhobenen Anſpruch kann demnach wegen Unzuſtändigkeit der Gerichte 
nicht eingegangen werden. Da das der richterlichen Judicatur enigegen- 
ſtehende Hinderniß ein ſolches iſt, welches in jedem Stadium der Sache 
von Amtswegen berückſichtigt werden muß, ſo erſcheint es unweſentlich, 
daß von der geklagten Gemeinde die Einwendung der Unzuſtändigkeit 
nicht gemäß Hofdecretes vom 7. November 1820, J. G. S 
Nr. 1714, erhoben worden iſt. Bei der Wiederherſtellung des in 


gend erſter Inſtanz gefällten Ausſpruches konnte deſſen Formulirung nicht 
vom 11. April 1860 wird der fragliche Weg unter P. 9 als ein 


unberichtigt bleiben, da dieſe es unterließ, im Einklauge mit den Ent- 
ſcheidungsgründen auszudrücken, daß die Klage wegen Unzuſtändigkeit 
der Gerichte zurückgewiefen werde. Ger.⸗Ztg. 


Literatur. 


Die parlamentariſche Taktik. Von Sigmund Figdor. Berlin, 
Puttkammer u. Mühlbrecht, 1885. 


In dem beſagten Werke, welches die parlamentariſche Taktik zum bisher 


ungekaunten Range einer Wiſſenſchaft erhebt, wird die parlamentarifche Thätig— 


keit anatomiſch dargelegt. 

Eine Eintheilung in vier Theile, das Wollen, das Geſtalten, das Erklären 
und das Reihen, und in eine Unzahl von Elementen (?) und Untertheilungen 
bilden das Ergebniß dieſer anatomiſchen Behandlung, welche man faſt als eine 
Viviſection bezeichnen könnte, weil jede Function des parlamentariſchen Apparates 
mitten in ſeinem lebensvollen Wirken in abstracto bis in das kleinſte Faſerchen 
zerlegt werden ſoll. 

Zum Beweiſe dieſer Gründlichkeit werden einige Eitate genügen. 

„Das Geſtalten des Wollens läßt diefes in die Erſcheinung treten oder 


einem (der fünf) Elemente des Wollens und (der drei Elemente) des Geſtaltens 
gebildet wird.“ 

„Das Erklären geſtalteten Wollens bringt die Formation eines Willens 
zur Kenntniß. Es iſt ans fünfundvierzig coordinirten und ſubordinirten Ele- 
menten zuſammengeſetzt, je nachdem dieſe ein gleiches oder verſchiedene Elemente 
des Erklärens enthalten.“ 

Für die Verſtandlichkeit dieſes Werkes überhaupt und der in demſelben 
eingehaltenen Schreibweiſe mögen, falls die vorigen noch nicht hingereicht haben 
ſollten, noch nachſtehende Proben dienen. 

„Unter dem Reihen des Beantragens einer Bemefſung, Wahl oder Thei— 
lung wird die Bewegung im Unterbreiten eines Umfanges, einer Ausſchließung 
oder Spaltung verſtanden.“ Und weiter: „Mit der Erklärung einer Anzahl 
activer oder paſſiver Mitglieder, durch oder vor einem Ausſchuſſe, durch oder 
angeſichts von Abtheilungen über eine Menge, ausgeſuchtes oder geſpaltenes 
Gegenſtändliches, in einer Anzahl von Worten, bevorzugtem Kleide oder Abſätzen, 
zu einer Spanne Zeit, ausgewähltem Zeitpunkte oder Zeitabſchnitten, wird der 
Abſchluß gemacht.“ u. ſ. w. 

Es iſt mit dem beſten Willen nicht möglich, ſich durch dieſes Chaos von 
ſogenannten Begriffen, Begriffsuntertheilungen und Verwirrungen durchzuarbeiten 
und wir würden den Staat um der Thätigkeit eines Parlamentsmitgliedes 
willen bedauern, welches ſich beifallen ließe, ſein parlamentariſches Wirken an 
den Grundſätzen dieſes Leitfadens zu formen. 

In dem Capitel über das „Erklären des Geſtaltens“ heißt es unter 
Anderem „Auf der Kundgebung einer Menge liegt ſchwerer oder leichter, ver- 
finſternder oder abſolut kein Nebel.“ 

Was die Kundgebungen des Verfaſſers anbelangt, ſo können wir die 
Bemerkung nicht unterdrücken, daß nach unſerem Dafürhalten — um uns ſeiner 
eigenen Worte zu bedienen, — auf dieſen Kundgebungen in der That ein 
ſchwerer und verfinſteruder Nebel liegt. P. 


Berichtigung. 


In dem in Nummer 1 dieſes Jahrganges enthaltenen Aufſatze: „Zur 
Reform der Sparcaſſegeſetzgebung“ ſoll es auf der erſten Seite, Spalte 2, 
Zeile 26 anſtatt: „Poſtſparcaſſe“ richtig heißen „Privatſparcaſſen“. 


Geſetze und Perordnungen. 
1885. I. Semeſter. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 
Mähren. 
VI. Stück. Ausgeg. am 19. März. — 15. Verordnung des mähriſchen 


Landesausſchuſſes vom 17. Jänner 1885 an ſämmtliche Gemeinden in Mähren 
und in den mähriſchen Enclaven in Schleſien mit Ausſchluß der Städte mit 
eigenen Gemeindeſtatuten in Betreff der Gebarung mit dem Gemeindevermögen. 

VII. Stück. Ausgeg. am 20. April. — 16. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 28. Februar 1885, betreffend die Verpflegstaxen in den 
öffentlichen Spitälern Dalmatiens. — 17. Kundmachung des k. k. Statthalters 
in Mähren vom 20. März 1885, betreffend die Verleihung des Befugniſſes 
eines behördlich autoriſirten Civilgeometers. — 18. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 29. März 1885, betreffend die Ueberſiedlung des 
behördlich autoriſirten Civilgeometers Ignaz Beneſch von Straßnitz nach Ungariſch⸗ 
Oftra. — 19. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 29. März 
1885, betreffend die Erſtattung von Anzeigen über die im Schubwege in eine 
Gemeinde als zuſtändig überſtellten Perſonen. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 11. Mai. — 20. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 30. April 1885, womit eine Belehrung über die Wuth⸗ 
krankheit der Hausthiere herausgegeben wird. 

IX. Stück. Ausgeg. am 24. Mai. — 21. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 16. April 1885, betreffend die Verleihung des Befug⸗ 
niſſes eines behördlich autoriſirten Civtlingenieurs. — 22. Verordnung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 18. April 1885, betreffend die Zulaſſigkeit der 
Befahrung der auf Reichsſtraßen beſtehenden hölzernen und eiſernen Brücken mit 
ungewöhnlichen Laſten. — 23. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes 
vom 30. April 1885, betreffend die 59. Verloſung der mähriſchen Grundent- 
laſtungs⸗Obligationen. 24. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes 
vom 1. Mai 1885, betreffend die 25. Verloſung der mähriſchen Propinations⸗ 
Ablöſungs⸗Obligationen. 

X. Stück. Ausgeg. am 27. Juni. — 25. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 1. Juni 1885, betreffend die Erklärung des Kranken⸗ 
hauſes in Leesdorf zu einer öffentlichen Krantenanſtalt. — 26. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Mähren vom 6. Juni 1885, betreffend die Allerhöchſt 
genehmigte Auftheilung der Gemeindeerforderniſſe in der Iſraelitengemeinde 
Nikolsburg für das Jahr 1885. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Ober- und 
Nieder⸗Schleſien. 

J Stück. Ausgeg. am 5. Februar. — 1. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 2. Jänner 1885, Z. 5, betreffend die Zuerkennung 
des Oeffentlichkeitsrechtes an das Kaiſer Frauz Joſeph-Bezirkskrankenhaus in 
Jaromer in Böhmen und die Feſtſetzung der Verpflegstaxe für dasſelbe. — 
2. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 8 Jänner 1885, 
3. 263, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegsgebühren in den öffentlichen 
Krankenanſtalten Tirols und in der Landes-Gebäranftalt zu Innsbruck. — 
3. Kundntachung des k. k. Laudespräſidenten von Schleſien vom 9. Jänner 1885, 
3. 302, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxe im St. Johanns⸗Spitale in 
Salzburg. — 4. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 
13. Jänner 1885, Z. 13.493, in Betreff der Umlegung des für den Aufwand 
der ſchleſiſchen Handels⸗ und Gewerbekammer im Jahre 1885 unbedeckten Erfor⸗ 
derniſſes. — 5. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 
17. Jänner 1885, Z. 14.321 ex 1884, betreffend den Fortbezug der Wegmauth⸗ 


gebühren für die Bezirksſtraße von Skrochowitz über Tabor, Groß⸗Herrlitz und 


Eckersdorf nach Dorfteſchen. 

II. Stück. Ausgeg. am 16. Februar. — 6. Geſetz vom 22. Jänner 1885, 
betreffend die Dienſtalterszulagen der Unterlehrer an den öffentlichen Volks⸗ und 
Bürgerſchulen des Herzogthums Ober⸗ und Nieder-Schleften. — 7. Kundmachung 
des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 2. Februar 1885, Z. 1389, mit 
welcher der Geſchäfts⸗ und Reiſeplan der ambulanten Stellungscommiſſionen im 
Kronlande Schleſien für die regelmäßige Stellung des Jahres 1885 verlautbart 
wird. 

III. Stück. Ausgeg. am 5. März. — 8. Kundmachung des k. k. mähriſch⸗ 
ſchleſiſchen Oberlandesgerichtes vom 20. Jänner 1885, 8. 873, betreffend die 
Liſte der im Sprengel dieſes Oberlandesgerichtes nach 8 24 des Geſetzes vom 
18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, für das Jahr 1885 aufgeſtellten Sach⸗ 


verſtändigen für die Enteignung zum Zwecke des Betriebes und der Herſtellung 
von Eiſenbahnen. — 9. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleften 
vom 3. Februar 1885, Z. 1425, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegsgebühren 
in den öffentlichen Krankenanſtalten Steiermarks. — 10. Kundmachung des k. k. 
Landespräſidenten von Schleſien vom 22. Februar 1885, Z. 2271, betreffend die 
Nichtheranziehung der 4. Altersclaſſe zur Stellung im Jahre 1885. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectiouschefs 
bekleideten Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus und Unterricht Dr. Victor 
Ritter von Pozzi anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone 
zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
rathes bekleideten Statthaltereirath und adminiſtrativen Referenten Karl Ger⸗ 
r zum Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Dr. Alphons Heinefetter den Orden der eiſernen Krone dritter 
Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär des Miniſteriums des 
Innern Albert Stockher anläßlich deſſen Benfionirung taxfrei den Titel und 
Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsofficial erſter Claſſe im Miniſterium 
des Aeußern Anton Konwalina den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes, 
den Hof⸗ und Miniſterialofficialen erſter Claſſe Rudolph Kathrein und Theodor 
Peßler den Titel und Charakter von Hilfsämterdirections⸗Adjuncten und dem 
Hof⸗ und Miniſterialofficial erſter Claſſe und Archivar Franz Weinert das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Hoſ⸗ und Miniſterialofficial erſter 
Claſſe Johann Kraus und den mit Titel eines Hilfsämterdirections⸗Adjuncten 
bekleideten Hof⸗ und Miniſterialofficial erſter Claſſe Adam Lukaſiewiez zu 
Hilfsämterdirections-Adjuncten ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Controlor des Havanna⸗-Cigarren⸗ und 
Specialitäten⸗Magazins, zugleich Generaldireetions-Oekonomates in Wien Joſeph 
[Tenſchert zum Director dieſes Amtes ernannt. 
| Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Franz Steinſchorn und 
den Hauptſteueramts⸗Controlor Franz Wierer zu Hauptſteuereinnehmern der 
Wiener Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
8 Der Finanzminiſter hat den Ingenieur der Dikaſterial-Gebäudedirection 
in Wien Bonifaz Robiezek zum techniſchen Adjuneten daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 
Gemeindearztesſtelle mit 300 fl. Pauſchale bei der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in Sechshaus. (Amtsbl. Nr. 3.) 


Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und Do⸗ 
mänendirection in Görz, bis Ende Jänner. Amtsbl. Nr. 3.) 
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In zweiter verbesserter und ergänzter Auflage erschien neu: 


Das österreichische Wasserrecht. 


Mit vorzüglicher Rücksicht auf die Entstehungsgeschichte und die Spruch - 
und Verwaltungspraxis erläutert von 
Karl Peyrer Ritter von Heimstätt, 
k. k. Ministerialrath im Ackerbauministerium. 
Herausgegeben von 
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Pr. Dr. Ignaz Grossmann, 
Hof- u. Gerichtsadvocat. 


in elegant Halbıranz 


Wir machen auf diese neue Ausgabe des in den p. t. Juristen- 
und Verwaltungskreisen hinlänglich bekannten hervorragenden Fach- 
werkes aufmerksam und halten dieselbe zur geneigten Bestellung 
bestens empfohlen, 


De Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 38 der Erkenntniſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


